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Zur dritten Auflage 

Vor etwa einem halben Jahrhundert - 1925 - erschien die erste Lieferung der 
ersten Auflage des vorliegenden Werkes, 1950 die der Zweitauflage. Grundsätzlich 
ist das Ziel, das sich die Erstherausgeber, Wilhelm Gerloff und Franz Meisel, 
setzten, wie für die zweite, so auch für die jetzt im Erscheinen begriffene dritte 
Auflage gültig geblieben: »eine den Tatsachen der jüngsten Vergangenheit wie den 
Bedürfnissen der Gegenwart gerecht werdende Darstellung der Finanzwissenschaft 
zu bieten". Auch gilt heute noch, daß »die Vertiefung der Forschung und der Wandel 
der Anschauungen in den der Finanzwissenschaft nahestehenden Wissenschaften 
einerseits und die Veränderungen im privat- und gemeinwirtschaftlichen System 
der Volkswirtschaft andererseits ... eine Nachprüfung der Grundbegriffe, eine Sich­
tung der überkommenen Lehren und vor allem eine Besinnung über die grundsätz­
liche Betrachtungsweise finanzwirtschafl:licher Probleme" erheischen. Die theoreti­
schen, politisch-ideologischen und institutionell-soziologischen Veränderungen, die 
zu entsprechenden Wandlungen des finanzwirtschafl:lichen Denkens und Handelns 
führten, zum Teil freilich auch gerade durch diese veranlaßt wurden, sind wo­
möglich noch größer und weiterreichend zwischen dem Erscheinen der zweiten und 
dritten als zwischen dem der ersten und zweiten Auflage gewesen. Dem war in ver­
schiedener Hinsicht seitens der Herausgeber Rechnung zu tragen. 

Als erstes ergab sich die selbstverständliche Forderung, neuen Problemen und 
Lehren gebührend Raum zu verschaffen und zwischenzeitlich eingetretene Akzent­
verschiebungen in der theoretischen Analyse und Praxis der öffentlichen Finanz­
gebarung zu berücksichtigen. Als Beispiele mögen die neuen selbständigen Beiträge 
über mehrjährige Finanzplanung, Nutzen-Kosten-Analysen, Transferausgaben, die 
Mittel- und Wirkungsanalysen genereller und spezieller Art, die Erörterung ent­
scheidungstheoretischer Aspekte sowie die zugleich eingehendere und methodisch 
weitgehend neuartige Untersuchung der öffentlichen Ausgaben erwähnt werden. 
Zum zweiten sei hervorgehoben, daß der Behandlung theoretischer Probleme im 
allgemeinen relativ mehr Platz eingeräumt wurde als der Darstellung von Institu­
tionen und deren historischer Entwicklung - was nicht bedeutet, daß nun die 
Ergebnisse empirischer Forschung vernachlässigt worden seien. Zum Teil in Zu­
sammenhang mit diesen beiden Tendenzen steht drittens die Tatsache, daß auf die 
Heranziehung älterer Autoren weitestgehend verzichtet wurde, um jüngeren 
Forschern die Mitarbeit zu ermöglichen. So kommt es, daß die Drittauflage des 
Werkes - gerade weil das oben erwähnte ursprüngliche Ziel auch für sie Geltung 
haben soll - nach Methode und Inhalt, aber auch nach Verfassern etwas weit­
gehend Neues darstellt, von dem die Herausgeber hoffen, daß es den heutigen inter­
nationalen Stand unserer Disziplin einigermaßen adäquat widerspiegelt, und zwar 
ungeachtet dessen, daß anders als bei ihren Vorgängern jedenfalls an den drei 
ersten Bänden keine Ausländer - genauer: nur Autoren aus deutschsprachigen 
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Ländern - mitwirken. Der Grund dafür liegt darin, daß nach den Erfahrungen, 
die nicht nur bei den früheren Editionen des „Handbuchs" gemacht wurden, weni­
ger die Gewinnung ausländischer Experten als die sinngerechte Übersetzung ihrer 
Beiträge außerordentlichen Schwierigkeiten begegnet und einen erheblichen Zeit­
verlust mit sich bringt. 

Wie die vorangegangenen Auflagen erscheint auch die neue wieder in Lieferun­
gen. Daß der erste Band erheblich später als geplant und erhofft herauskommt, 
hängt mit den bekannten Anlaufschwierigkeiten eines so umfassenden Unter­
nehmens zusammen. Wir glauben jedoch - nicht zuletzt dank dem unermüdlichen, 
lebhaften Interesse des altbewährten „Handbuch "-Verlags Mohr (Siebeck)-, Grund 
zu der Hoffnung zu haben, daß die folgenden Bände in kleineren Zeitabständen 
erscheinen können und daß die Neuauflage des Gesamtwerks, das auch nach 
50 Jahren noch kein Pendant im In- und Ausland gefunden hat, kein geringeres 
Interesse als ihre Vorläufer finden wird. 

Die Herausgeber möchten ihren (früheren und gegenwärtigen) Mitarbeitern für 
die Unterstützung bei der Herausgabe danken, besonders Herrn Dr. Hannes Rehm, 
der bei der Abfassung der Mitarbeiterrichtlinien und der Durchsicht aller Manu­
skripte mitwirkte, Herrn Dipl.-Volkswin Nikolaus Kostitsis, der das Sachregister 
anfertigte, Herrn Dipl.-Volkswirt Reiner Kraus, Herrn Dipl.-Landwin und 
Dipl.-ökonom Ludolf von Engelbrechten-Ilow, den Herren Dipl.-ökonomen 
Jens Eike Decken, Wulf Melzer, Gerd Spangenberg, Gerd Rück, Fräulein cand. 
rer. oec. Christel Blumberg, Fräulein stud. rer. oec. Ulrike Peter, den Herren 
oec. publ.-Lizentiaten Kurt Dütschler, Reinhold Gemperle, Jochen Schmitz, Peider 
Signorell und Herrn dipl. math. ETH Frans;ois Pfäffli, die Korrekturen lasen 
und das Personenregister erstellten, sowie last but not least ihren Sekretärinnen, 
Frau Hannelore Bischof, Frau Helga Pfeiffer und Frau Jutta Weißflog. 

November 1977 Norbert Andel, Heinz Haller, Fritz Neumark 
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ÖFFENTLICHE FINANZWIRTSCHAFT 
UND FINANZWISSENSCHAFT 





A. Die öffentliche Finanzwirtschaft als Gegenstand 
der Finanzwissenschaft 

1 

Abriß der geschichtlichen Entwicklung 
der öffentlichen Finanzwirtschaft 

Karl Häuser 

Literatur: Die Aufgabe, ein Literaturverzeichnis zur Geschichte der öffentlichen Finanzwirtschaft 
einzurichten, stellt den Verfasser vor ein Problem des Überflusses und der Begrenzung. Deshalb 
werden hier unter a) nur Hinweise auf andere Bibliographien gegeben und unter b) jene Werke 
erwähnt, auf die sich der Verfasser des folgenden Abrisses hauptsächlich stützte. 

a) Umfassende und bis zur jeweiligen Erscheinungszeit verhältnismäßig vollständige Biblio­
graphien bieten zu den behandelten Themen und Zeitabschnitten einige einschlägige Artikel in 
Handbüchern, darunter vor allem die Werke von B. LAuM: Entstehung der öffentlichen Finanz­
wirtschaft, in: HdF, Bd. I, Tübingen 1926, S.185ff. Der im wesentlichen inhaltsgleiche, später ver­
faßte Artikel des gleichen Autors enthält z. T. neuere Literatur und wird daher hier ebenfalls 
erwähnt, nämlich B. LAUM: Geschichte der öffentlichen Finanzwirtschaft im Altertum und Früh­
mittelalter, in: HdF, Bd. I, Tübingen 19522, S. 211 ff. Eine entsprechende Bibliographie über 
das Mittelalter gibt TH. MAYER: Geschichte der Finanzwirtschaft vom Mittelalter bis zum Ende 
des 18. Jahrhunderts, in: HdF, Bd. I, Tübingen 19522, S. 236ff. Zur Literatur über die Ge­
schichte der deutschen öffentlichen Finanzwirtschaft in den letzten beiden Jahrhunderten sei ver­
wiesen auf F. TERHALLE: Geschichte der deutschen öffentlichen Finanzwirtschaft vom Beginn des 
19. Jahrhunderts bis zum Schlusse des Zweiten Weltkrieges, in: HdF, Bd. I, Tübingen 19522, 

S. 273 ff. Ebenfalls mit der deutschen Finanzwirtschaft des 19. und Teilen des 20. Jahrhunderts 
befassen sich W. GERLOFF: Der Staatshaushalt und das Finanzsystem Deutschlands, in: HdF, Bd. III, 
Tübingen 1929, S. 1 ff. - K. TH. VON EHEBERG: Finanzen (II. Geschichte der Finanzen), in: Hwb 
Staatsw, Bd. IV, Jena 19274, S. 9 ff. - F. LüTGE: Finanzgeschichte, in: Hwb Sozw, Bd. III, Stuttgart­
Tübingen-Göttingen 1961, S. 580ff. Während in den ersten fünf der zuvor genannten Artikel nur 
einzelne Zeitabschnitte behandelt werden, umfassen die Darstellungen von K. TH. VON EHEBERG 
und von F. LüTGE die gesamte Finanzgeschichte. 

b) Einige finanzgeschichtliche Werke von allgemeinerer Bedeutung und zugleich jene Arbeiten, 
welche zur Abfassung der folgenden Finanzgeschichte herangezogen worden sind, seien hier be­
sonders erwähnt. 

1. Altertum 

Zu den großen, klassischen Werken über die Finanzgeschichte Athens zählt noch immer A. BoECKH: 
Die Staatshaushaltung der Athener, 2 Bde. (1817), hrsg. von M. FRÄNKEL, Berlin 18863• Eine ein­
drucksvolle allgemeinere Geschichte der griechischen Staatswirtschaft der Antike von ihren An­
fängen bis zur Einverleibung Griechenlands in das Makedonische Reich (338 v. Chr.) schrieb A. M. 
ANDREADEs: Geschichte der griechischen Staatswirtschaft, Hildesheim 1965 (Neudruck der Aus­
gabe von München 1931 ). Aus 1\quivalenz- und Raumgründen muß darauf verzichtet werden, eine 
lange Reihe von einschlägigen Aufsätzen, Handbuchartikeln und Beiträgen aufzuzählen, um wenig­
stens zwei universale Darstellungen antiker Wirtschaftsgeschichte zu erwähnen, die als indispensabel 
zu betrachten sind. Das gilt erstens für die zeitlich an die Darstellung von ANDREADES anschließende 
monumentale und quellenreiche Beschreibung der Wirtschaftsentwicklung der hellenistischen Welt 
einschl. der römischen Herrschaft, verfaßt von M. RosTOVTZEFF: Gesellschafts- und Wirtschafts­
geschichte der hellenistischen Welt, 3 Bde„ Darmstadt 1955 und 1956. Zweitens handelt es sich um 
die das gesamte Altertum einbeziehende "Wirtschaftsgeschichte des Altertums vom Paläolithikum 
bis zur Völkerwanderung der Germanen, Slaven und Araber" (2 Bde„ Leiden 1939), die in ihrer 

t• 
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endgültigen Fassung in englischer Sprache verfaßt worden ist, von F. HEICHELHEIM: An Ancient 
Economic History, 3 Bde., Leiden 1958, 1964, 1970. 

2. Mittelalter 

Eine deutsche Finanzgeschichte des Mittelalters ist, im Gegensatz zu zahllosen Einzelarbeiten über 
mittelalterliche Finanzen, in den letzten 170 Jahren nicht mehr erschienen. Den hier aufs äußerste 
beschränkten Literaturangaben muß daher notwendigerweise etwas Zufälliges anhaften, obwohl 
es sich dabei entweder um Publikationen neueren Datums handelt, die in den oben unter a) ent­
haltenen bibliographischen Nachweisen nicht mehr berücksichtigt sind, oder um Arbeiten von 
allgemeiner Bedeutung, auf die sich die folgenden Darstellungen der mittelalterlichen Finanzen 
vornehmlich stützen. Einen guten überblick vermitteln die unter a) erwähnten Handbuchartikel von 
TH. MAYER, K. TH. VON EHEBERG und F.LüTGE. Als empfehlenswert erweisen sich ferner einzelne 
Abschnitte in H . BECHTEL: Wirtschaftsgeschichte Deutschlands von der Vorzeit bis zum Ende des Mit­
telalters, München 1951, und wesentlich kürzer DERSELBE in: Stile und Epochen der Finanzwirtschaft, 
in : Schm Jb, Bd. LVI, 1933, S. 135 ff. Eine erstaunlich sorgfältige, wenngleich populär gehaltene Dar­
stellung vermittelt A. PAUSCH : Von der Reichsschatzkammer zum Bundesfinanzministerium (hrsg. 
vom Bundesministerium der Finanzen), Bonn 1969. Als beispielhafte Darstellung eines Haushalts 
einer mittelalterlichen Stadt sei auf die bemerkenswerte Untersuchung von J . RosEN : Der Staats­
haushalt Basels von 1360 bis 1535, verwiesen, ferner auf die Darstellung des städtischen Renten­
markts in Nordwestdeutschland, verfaßt von R. SPRANDEL, die zusammen mit anderen einschlägigen 
Beiträgen erschienen sind in : H . KELLENBENZ (Hrsg.): Offentliche Finanzen und privates Kapital 
im späten Mittelalter und in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts, Stuttgart 1971. 

3. Neuzeit 

Noch unüberschaubarer als die finanzhistorische Literatur über das Altertum und das Mittelalter 
ist jene über die Neuzeit. Selbst wenn das Interesse auf die Gebiete der deutschsprachigen Länder 
begrenzt wird, fällt es schwer, eine Auswahl zu treffen, zumal auch für die Neuzeit eine ge­
schlossene monographische Darstellung fehlt. Daher muß abermals auf die unter a) genannten 
Handbuchartikel von W. GERLOFF, F. LüTGE, TH. MAYER und F. TERHALLE verwiesen werden. 
Daneben empfehlen sich die Darstellung der Finanzwirtschaft in Abschnitt V des Buches von 
H . BECHTEL: Wirtschaftsgeschichte Deutschlands vom Beginn des 16. bis zum Ende des 18. Jahr­
hunderts, München 1952, sowie einzelne Kapitel desselben Autors in : Wirtschaftsgeschichte Deutsch­
lands im 19. und 20. Jahrhundert, München 1956. Abermals sind die oben zitierten, sich auch auf die 
Neuzeit erstreckenden Darstellungen zu erwähnen, die von H. KELLENBENZ und von A. PAUSCH 
verfaßt oder herausgegeben wurden. Eine Sonderstellung in der Literatur der Spezialmonographien, 
auch in quellenkundlicher Hinsicht, nimmt die dreibändige Geschichte der Finanziers der absolu­
tistischen Herrscher ein, die verfaßt wurde von H. ScHNEE: Die Hoffinanz und der moderne Staat, 
6 Bde., Berlin 1953- 1967. Unübertroffen blieb die Darstellung der Finanzgeschichte des Deutschen 
Reiches bis zum Beginn des Ersten Weltkrieges von W. GERLOFF: Die Finanz- und Zollpolitik 
des Deutschen Reiches nebst ihren Beziehungen zu Landes- und Gemeindefinanzen von der Grün­
dung des Norddeutschen Bundes bis zur Gegenwart, Jena 1913. In der durch viele Belege abgesicher­
ten Darstellungsweise der Historiker präsentiert P.-C. WITT: Die Finanzpolitik des Deutschen 
Reiches von 1903 bis 1913 - eine Studie zur Innenpolitik des Wilhelminischen Deutschland, 
Historische Studien, Heft 415, Lübeck-Hamburg 1970. Die beiden früheren Auflagen des Hand­
buchs der Finanzwissenschaft enthalten für einzelne wichtige Länder (Frankreich, Großbritannien, 
USA u. v. a.) jeweils eine Finanzgeschichte der neuesten Zeit und darüber hinaus weitere zahlreiche 
Hinweise finanzgeschichtlicher Art. 

A . Altertum 

§ 1. Definitorisches, Anfänge, Frühformen 

Obwohl meist Übereinkunft darüber besteht, daß unter der öffentlichen Finanz­
wirtschaft die Wirtschaft öffentlicher Gemeinwesen, insbesondere die Wirtschaft 
des Staates, zu verstehen ist, so kann doch die Frage nach den geschichtlichen An­
fängen derartiger Wirtschaften nicht eindeutig beantwortet werden. Die nahe-
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liegende Folgerung, daß die öffentliche Finanzwirtschaft so alt sein müsse wie der 
Staat, vermag nicht weiterzuhelfen, weil weder ein historisches Datum noch eine 
sozialgeschichtliche Markierung für den Beginn von Staatlichkeit gegeben werden 
kann. 

Auf der Suche nach den Anfängen staatlicher Gemeinwesen verweisen die be· 
fragten Historiker und Staatsrechtler häufig auf jene meist patriarchalisch geführ­
ten Familien- und Stammesverbände der Primitiv- und Urkulturen, in denen 
Nahrungsbeschaffung, Wirtschaftsführung, Verteidigung usf. gemeinsam betrie­
ben wurden. Diese gemeinsame Wirtschafl:sweise wird oftmals entweder als eine 
Form präkommunaler, öffentlicher Wirtschaft oder als eine genossenschafl:liche, 
staatsfreie Gemeinwirtschaft-von marxistischer Seite als Urkommunismus - inter­
pretiert. Nach beiden Versionen fehlt jedenfalls das Nebeneinander von Einzel­
wirtschaften und öffentlicher Wirtschaft, denn entweder existiert - nach der ersten 
Version - nur eine öffentliche oder aber - nach der zweiten Version - weder eine 
öffentliche noch eine private Wirtschaft. Daneben gibt es noch eine dritte, seltenere 
Interpretation: Sie unterstellt der Stammeswirtschaft das gleichzeitige Nebenein­
ander beider, d. h. staatswirtschafl:licher und privatwirtschafl:licher, Bereiche. 
W. Gerloff etwa erkennt in den bei Festen, Gastlichkeiten, Opfern, Huldigungen 
und dgl. zu beobachtenden gemeinschafl:lichen Leistungen bereits Frühformen 
öffentlichen Bedarfs und seiner Deckung: "Die Dargabe wird zur Hergabe oder 
zur Abgabe und diese zum Mittel der öffentlichen Finanz." 

Eine Aussage darüber, ob es sich bei einem Familien- oder Stammesverband 
bereits um eine staatliche Wirtschaft in nuce handelt, rührt an die Wesensbestim­
mung staatlicher Wirtschaft. Wird als ausschlaggebendes Kriterium die Wirtschaft 
einer Gemeinschaft herangezogen, in der Arten von kollektivem Bedarf mit kol­
lektiven Mitteln befriedigt werden, so kann oder muß der zuvor zitierten Inter­
pretation und dem derart definierten Anfang finanzwirtschafl:licher Prähistorie 
zugestimmt werden. Dann wären aber auch heute noch die Wirtschaften der Groß­
familien, falls nicht der Familien überhaupt, jedenfalls aber z.B. jene der israeli­
schen Kibbuzim, als Finanzwirtschaften zu charakterisieren. In diesem Falle bilden 
freilich privatwirtschaftliche und öffentliche Sphäre ein einheitliches Ganzes, näm­
lich eine Art genossenschafl:licher Kollektivwirtschaft. Wird dagegen als Wesens­
merkmal staatlicher Wirtschaft die Existenz einer eigenständigen öffentlichen 
Wirtschaft über und neben bestehenden Individualwirtschaften gesehen, gibt es 
also ein eigenes Wirtschafl:ssubjekt Staat neben privaten Haushalten - von Unter­
nehmungen kann hier noch abgesehen werden -, so muß der Beginn der Geschichte 
der öffentlichen Finanzwirtschaft auf später datiert werden. Als wesentliches und 
konstitutives Element staatlicher Wirtschaft erweist sich dabei der Umstand, daß 
Güter für den kollektiven Bedarf entweder durch die bestehende öffentliche Wirt­
schaft selbst produziert oder aus dem Verfügungsbereich der privaten Wirtschaft 
auf die öffentliche übertragen werden, was bereits einen Gütertausch zwischen ein­
zelnen Wirtschafl:ssubjekten und somit Arbeitsteilung voraussetzt. 

In dieser Darstellung folgen wir einer Interpretation, die von der Existenz ver­
schiedener Wirtschafl:ssubjekte, d. h. privaten Hauswirtschaften einerseits und 
einer öffentlichen Wirtschaft andererseits, ausgeht. In der Regel waren es Stammes­
fürsten, Könige und Priester, aber auch Anführer und Eroberer, die hoheitliche 
Funktionen auszuüben begannen und zugleich mit speziellen Bedürfnissen für diese 
hoheitlichen Funktionen auftraten. In wirtschaftlicher Hinsicht begründeten sie 
damit ein eigenes Subjekt, die öffentliche Finanzwirtschaft. öffentlicher Bedarf 
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und Eigenbedarf der den Staat repräsentierenden Person waren dabei häufig iden­
tisch - eine Erscheinung, die noch die Staatswirtschaft des Absolutismus charak­
terisiert. 

Obwohl das Wort "Finanz" in seiner heutigen Sinngebung die Verwendung von 
Geld impliziert, können Formen des direkten Güteraustausches für den Bereich 
der öffentlichen Wirtschaft nicht ausgeschlossen werden. Demnach ist auch die 
Geschichte der öffentlichen Finanzen auf eine Zeit auszudehnen, in der Geld noch 
nicht bekannt oder noch nicht als allgemeines Zahlungsmittel üblich war. Dabei ist 
es nicht notwendig, sich den Interpretationen von W. Gerloff oder von B. Laum 
anzuschließen, die in jenen für die öffentliche Sphäre archetypischen repräsentati­
ven Naturalabgaben, Geschenken, Opfern und dgl., welche in wirtschaftlich ent­
wickelten Kulturen üblich waren oder sind, die Frühformen des Geldes sahen und 
daher sogar die Bezeichnung "Finanz"-Wirtschaft rechtfertigen. 

§ 2. Vorklassisches Altertum 

Soweit die Reiche des vorklassischen Altertums quellenmäßig einigermaßen ver­
läßlich dokumentiert werden können, das sind vornehmlich Ägypten und Persien, 
aber auch Babylonien sowie das hethitische, das lydische, das sumerische Reich, 
handelte es sich jeweils um monokratische und meist zugleich theistische Herr­
schaftsformen. Dem absoluten Herrscher standen Menschen und Güter gleicher­
maßen uneingeschränkt zu Gebote. Gelegentlich auftretender Adel oder ein sich 
verselbständigendes Satrapentum bilden keine grundsätzliche, durchgängige Aus­
nahme. Die Untertanen hatten als Arbeitskräfte, Krieger, Beamte usw. unmittelbare 
Dienste zu leisten und wurden dafür, differenziert nach Leistung und Stellung, 
ernährt oder entlohnt. Staatsbedarf und Wirtschaftsbedarf des Herrschers scheinen 
weitgehend identisch. Zwei Reiche jener Zeit, die durch Größe, Ausstrahlungs­
kraft, Dauer und gute Quellenbelege herausragen, erlauben uns, einige präzisere 
Angaben über die damalige Staatsverwaltung und Staatswirtschaft zu machen: 
Ägypten und das Persische Reich. 

Dem ägyptischen Gottkönig gehörten die Menschen, das Land und folglich auch 
die Erträge, die Ernten. Rechtlich bestand dieser Zustand vom Alten Reich (3 000 
v. Chr.) bis zur durch Alexander d. Gr. besiegelten Spätzeit, d. h. über mehr als 
zweieinhalb Jahrtausende. Da es bis zum Beginn des Neuen Reiches (um 1550 
v. Chr.), von Zeiten schwacher Regierungen und des Verfalls abgesehen, praktisch 
kaum Privateigentum gegeben hat, konnten sich weder Handel noch eigenständiges 
Handwerk oder Gewerbe entwickeln. Aus jener Zeit sind Staatsverordnungen be­
kannt, die den Anbau bestimmter Feldfrüchte vorschrieben und zugleich die Ab­
lieferungsquoten festlegten. Die gesamte Wirtschaft des Landes war vorwiegenä 
Staatswirtschaft und Zentralverwaltungswirtschaft. Von ihrer Stärke und Funk­
tionsfähigkeit hing die Wohlfahrt des Landes ab, da vor allem das für die Agrar­
wirtschaft und die Schiffahrt lebensnotwendige Kanalsystem zu unterhalten und 
auszubauen war. Gleichwohl mußte sich, da der König nicht allgegenwärtig sein 
konnte, eine dezentralisierte Verwaltung mit Statthaltern sowie höheren und niede­
ren Beamten herausbilden, die in seinem Auftrage handelten. Die Beamtenschaft 
und die im Dienst des Gottkönigs stehenden Tempel wurden mit Land belehnt, so 
daß sich weitere indirekte Formen der Bodennutzung entwickelten, die jedoch nur 
der Deckung des Eigenbedarfs dienten. Neben die unmittelbare Nutzung des Bodens 
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für die Wirtschaft des Herrschers und die lehensmäßige Überlassung von Land trat 
in späterer Zeit schließlich die Verpachtung und die Übereignung zur privatwirt­
schaftlichen Nutzung gegen Naturalabgaben, die als Realsteuern im ursprünglichen 
Wortsinne aufgefaßt werden können. Die Abgaben wurden vor allem in Ge­
treide geleistet und in sog. Schatzhäusern eingelagert. Da diese zentralgeleitete 
Wirtschaft noch ohne Geld auskommen mußte, erfolgten auch die Auszahlungen in 
Naturalien. Es gilt als sicher, daß für diese Verwaltung eine Buchführung mit einem 
Kontokorrent- und Girosystem entwickelt worden ist. 

Ähnlich uneingeschränkt wie die ägyptischen geboten auch die persischen Könige 
über Land und Menschen. Das Reich der Achaimeniden (700-300v.Chr.), das den 
größten Teil der Alten Welt umspannte und sich während seiner letzten zwei Jahr­
hunderte von der Ägäis bis zum Indus und vom Aralsee bis zum oberen Nil er­
streckte, konnte nur durch eine verläßliche Verwaltung und die Statthalterschaft 
der Satrapen zusammengehalten werden. Ein Netz von Reichsstraßen wurde aus­
gebaut und eine Reichspost eingerichtet. Wenngleich den persischen Königen das 
Land, die Menschen und ihre Erzeugnisse gehörten, durften die unterworfenen 
Städte und Völkerschaften doch meist ihre Lebensverhältnisse und Gewohnheiten 
(Religion, Gebräuche, lokale Verwaltungen) beibehalten und ihren Besitz (Häuser, 
Einrichtung, Gerätschaften und dgl.) wie persönliches Eigentum nutzen. Allerdings 
wurden sie abgabepflichtig. Ein wohlorganisiertes System von Steuern, Tributen, 
Zöllen ist daher ebenso charakteristisch für die zweite Lebenshälfte des achaimeni­
dischen Reiches wie die dafür entwickelte Verwaltung der Einnahmen und Aus­
gaben. Der Historiker F. Altheim spricht in diesem Zusammenhang vom "Staats­
haushalt der Achaimeniden". 

Obwohl der Beginn des Münzwesens bereits auf das Ende des 7. Jh. v. Chr. 
datiert wird und es sich im lydisch-persischen Herrschaftsbereich zu entfalten be­
gann, wurden Steuern und Tribute hauptsächlich noch als Naturalabgaben geleistet. 
Ihre Einlagerung in Schatzhäuser, die damit verbundene Vorratswirtschaft und die 
Naturalentlohnung der zu besoldenden Beamten, Krieger und dgl. sind ebenso 
typische Merkmale persischer zentralgeleiteter Wirtschaft wie für die Jahrhunderte 
zuvor in Ägypten entwickelte Zentralverwaltungswirtschaft. Allerdings müssen 
sich unter den Einnahmen des persischen Großreiches auch schon riesige Mengen an 
gemünzten und ungemünzten Edelmetallen befunden haben, wie aus den Berichten 
über die Eroberungen Alexanders hervorgeht, der mit dem erbeuteten persischen 
Silber seine Kriegszüge finanzierte - viele Prägungen der Alexanderzeit belegen es -
und mit den in den Schatzhäusern magazinierten Naturalabgaben seine Truppen 
alimentieren konnte. Neben den von vielen kleinasiatischen Städten zu leistenden 
Tributen dienten vornehmlich Grundsteuern, Handelszölle und kopfsteuerartige 
Abgaben für Mensch und Tier als wichtige Einnahmequellen. Sie mußten von den 
Statthaltern (Satrapen) vereinnahmt und als Tribute oder Einnahmeüberschüsse 
der Provinzen an den Großkönig abgeliefert werden. Offenbar trugen Steuern 
häufig den Charakter von Repartitionssteuern, deren Höhe nach dem Staatsbedarf 
ermittelt und die dann auf die einzelnen Reichsteile und Steuerschuldner umgelegt 
wurden. Auf die bedeutsame Rolle und Bürde der Besteuerung kann aus der Tat­
sache geschlossen werden, daß der vorübergehend auf den Thron gelangte Usur­
pator Gaumata nicht nur religiöse Mitstreiter sammeln konnte, sondern auch An­
hängerschaft durch Steuererlaß gewann. 
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§ 3. Griechische Antike und Zeitalter des Hellenismus 

Der Griechische Staat beließ selbst unter dem archaischen Königtum oder in der 
Tyrannis seinen Untertanen und Bürgern mehr Betätigungsmöglichkeit und Frei­
zügigkeit als der absolutistische Staat der Ägypter und Perser. Von Sparta ab­
gesehen, kann wohl kaum von einem zentralverwalteten griechischen Staat ge­
sprochen werden, Kriegs- und Belagerungszeiten ausgenommen. Der materielle 
Staatsbedarf war vergleichsweise gering, jedoch mußten von den Bürgern umfang­
reiche Dienstleistungen aller Art erbracht werden, denn die Staatsgewalt war auch 
in der Demokratie umfassender und der einzelne ihr unmittelbarer unterworfen, 
als es heutigem demokratischen Verständnis entspricht. Staatswirtschaft und Be­
steuerung sind allerdings nach Zeit und jeweiliger Verfassung verschieden. Die Ge­
schichte der Staatsfinanzen des griechischen Altertums und des Hellenismus bis zum 
Beginn der römischen Herrschaft kann dafür zweckmäßigerweise in drei verfas­
sungsmäßig verschiedene Epochen unterteilt werden, nämlich 1. die Zeit des archa­
ischen Königtums und der Tyrannis, 2. die Zeit der Demokratie und Oligarchie, 
3. die Zeit des hellenischen Königtums. 

1. Archaisches Königtum und Tyrannis 

Da in der Zeit des archaischen Königtums, aber auch während der Tyrannis in 
vorklassischer Zeit, noch naturalwirtschaftliche Bedingungen herrschten, ergab sich 
der öffentliche Bedarf im wesentlichen aus der Hofhaltung und aus Dienstleistun­
gen zugunsten des Gemeinwesens (Bau und Unterhaltung von Hafenanlagen, Tem­
peln und anderen öffentlichen Einrichtungen, Kriegsdienste und dgl.). Neben den 
Dienstleistungen beschränkten sich die Abgaben, soweit Kriegsbeute und Konfiska­
tionen nicht ausreichten, auf gelegentliche, z. T. aber auch schon regelmäßigere Ge­
schenke und Huldigungsgaben, die zugleich als Zeichen der Anerkennung der Herr­
schaft gedeutet werden können. Ein einheitliches Bild oder gar eine geregelte Be­
steuerung läßt sich noch kaum erkennen, da z.B. die spartanischen Könige von den 
umliegenden Bewohnern (Periöken) Abgaben forderten, wogegen die Tyrannen 
in den von ihnen beherrschten Städten häufig Zölle oder Hafengebühren erheben 
ließen. Während der Tyrannis des Peisistratos (zwischen 560 und 527 v. Chr.) 
wurde in Athen zeitweise eine Zehntabgabe erhoben, die jedoch auch der voran­
gegangenen Gesetzgebung Solons zugeschrieben werden kann. Regelmäßige, auf 
Gesetz beruhende direkte Besteuerung scheint es im archaischen Griechenland nur 
selten und, falls überhaupt, dann erst seit solonischer Zeit gegeben zu haben. Un­
mittelbare Dienstleistungen blieben die wichtigste Quelle zur Befriedigung des 
öffentlichen Bedarfs. 

2. Demokratie und Oligarchie 

Auch in der sog. klassischen Epoche Griechenlands und unter demokratischer wie 
oligarchischer Verfassung konnte sich das Gemeinwesen auf umfangreiche Dienst­
leistungen der Bürger stützen. Diese unentgeltlich zu leistenden obligatorischen 
Staatsdienste für die allgemeine Verwaltung, den Bau und die Instandhaltung von 
Straßen, Hafenanlagen, Tempeln, Theatern und dgl. - sog. Leiturgia - sind neben 
dem obligatorischen Militärdienst der Jünglinge (Ephebie), der nicht nur in Sparta, 
sondern z. B. auch in Athen zu leisten war, geradezu charakteristisch für das grie­
chische Staatswesen. Allerdings kannte die Demokratie der klassischen Zeit keine 
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Gleichberechtigung der Bürger im heutigen Sinne, sondern beruhte auf einer nach 
der Höhe des Vermögens bzw. seines Ertrages gestuften Klasseneinteilung, die 
später auch für die römische Republik in ähnlicher Weise galt. Selbst durch die 
berühmte solonische Verfassung Athens wurde die bestehende Einstufung der Be­
völkerung in vier Klassen mehr befestigt als verändert und nach einem mit dem 
Vermögen zunehmenden Maß an Rechten und Pflichten verbunden. Die zugewiese­
nen Pflichten bestanden vornehmlich in den auf die einzelnen Klassen entfallenden 
Dienstleistungen, durch die der Umfang an materiellen Abgaben, verglichen mit 
der Höhe des Staatsbedarfs, in verhältnismäßig engen Grenzen gehalten werden 
konnte. Die Verwaltung der Staatsfinanzen oblag danach z.B. der reichsten Klasse, 
die überdies für den Kriegsdienst als einzige je ein Pferd und den bewaffneten 
Reiter zu stellen hatte und gelegentlich auch zu anderen Leistungen, beispielsweise 
zu einer Sondersteuer für den Flottenbau, herangezogen wurde. Auch die anderen 
Staatsdienste gehörten zu den in der Verfassung verankerten Pflichten einzelner 
Klassen, deren Rolle allerdings schon um die Mitte des 5. Jh. v. Chr. auf die Volks­
versammlung und die Volksgerichte überging. Schon Perikles regierte mit Hilfe der 
Volksversammlung. 

Die erstaunliche wirtschaftliche und kulturelle Entwicklung der griechischen 
Stadtstaaten wäre kaum ohne eine entwickelte Geldwirtschaft denkbar gewesen. 
Das sich im 6. Jh. v. Chr. in der griechischen Welt rasch durchsetzende Münzwesen, 
dessen Anfänge erst kurz vor 600 v. Chr. zu vermuten sind, begünstigte die Ent­
faltung der Marktwirtschaft, die Entstehung von Handwerk, die Ausdehnung des 
Binnen- und Seehandels und ermöglichte auf diese Weise das rasche Aufblühen der 
griechischen Städte. Eine dem Bedarf gut angepaßte Stückelung der Münzen und 
deren weite Verbreitung zeigen, daß sie schon im 6. Jh. v. Chr. auch als Kleingeld 
von Hand zu Hand gingen. Damit war Finanzwirtschaft im heutigen Wortsinne 
möglich geworden. Sie blieb indessen zunächst noch von relativ geringer Bedeutung, 
da der griechische Bürger seinen Staat durch persönliche Leistungen trug. Das galt in 
extremer Weise für das militärisch organisierte Sparta, aber auch für das mehr an 
kommerziellen und kulturellen Zielen orientierte Athen. 

Es entsprach der damaligen Auffassung vom Staat, wenn dessen Einnahmen 
anfänglich als Eigentum der Bürger zur gesamten Hand betrachtet und sogar z. T. 
an die Bürger ausgeschüttet wurden, so beispielsweise der Ertrag der athenischen 
Silberminen von Laurion, der bis zum Beginn des Flottenbaus durch Themistokles 
den Bürgern zustand. Dieser Einstellung zum Staat entsprach es auch, daß zunächst 
direkte Steuern nicht zumutbar waren, sondern allenfalls von Fremden oder an­
sässigen Nicht-Bürgern (Metöken) erhoben wurden, so z.B. in Athen als Kopf­
steuer ( Metoikon). "Die Steuerfreiheit der Bürger in bezug auf direkte Steuern 
war also anscheinend in klassischer Zeit allgemein", schreibt A. Andreades in seiner 
viel zitierten „Geschichte der griechischen Staatswirtschaft". Zur Abwendung von 
Notlagen haben allerdings die Städte in späterer Zeit außerordentliche direkte 
Steuern vom Vermögen (Eisphora) gefordert, etwa während des Peloponnesischen 
Krieges (431-404 v. Chr.) und regelmäßiger im Athen des 4. Jh. v. Chr., als durch 
das Ende jenes Krieges seine Niederlage besiegelt war und es keine Tribute mehr 
erhielt. A. Boeckh vertritt in seinem "Staatshaushalt der Athener" sogar die These, 
daß die Eisphora durch Freibeträge und Einschätzung eine progressive Belastung 
des Vermögens bzw. des Einkommens gebracht habe. Im übrigen deckte der Staat 
seinen Geldbedarf u. a. durch Münzprägungen - später auch durch Geldwertver­
schlechterung, d. h. Minderung des Gewichts oder des Feingehalts der Münzen -
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und durch indirekte Steuern (Eponia), die beim Verkauf von Waren oder als Markt­
gebühren und Stadtzölle erhoben wurden. Mit steigendem Wohlstand erlangten 
auch freiwillige Geld- und Sachspenden (Epidosis), für die der Spender öffentlich 
geehrt werden konnte, eine nicht unwesentliche Bedeutung. Später, besonders im 
4. Jh. v. Chr„ kamen derartige Spenden auch durch öffentlichen Appell an den 
Patriotismus zustande, der unter dem Druck der Öffentlichkeit nicht selten zu 
Nötigungen führte. Die Vielfalt antiker Regelungen kennt allerdings auch die 
steuerliche Privilegierung ( Atelie ), nämlich die Befreiung von allen oder bestimm­
ten Abgaben und Leistungen, sogar vom Kriegsdienst. Derartige Befreiungen konn­
ten etwa kraft Amtes, z.B. an die Magistrate, oder aufgrund besonderer Verdienste 
durch die Volksversammlung verliehen werden; in selteneren Fällen waren sie mit 
einer Art von Ehrenbürgerschaft verbunden, durch die auch Fremde ausgezeichnet 
werden konnten, die sich um das Gemeinwesen verdient gemacht hatten. Eine 
Zwischenform bildete die steuerliche Gleichstellung Fremder (lsotelie), durch die 
insbesondere die sonst höher belasteten athenischen Metöken begünstigt werden 
konnten. 

Bei den indirekten Steuern ist zwischen Inlandsteuern und Zöllen zu unterschei­
den. Weit verbreitet waren spezielle Abgaben, die von einzelnen auf den Märkten 
angebotenen Warengattungen erhoben wurden, wobei umstritten bleibt, ob diese 
Abgaben mehr Marktgebühren oder Verkaufsteuern glichen. Zu dieser meist in 
Höhe von einem Prozent erhobenen, daher auch als der "Hundertste" bezeichneten 
Abgabe traten häufig Torzölle. A. Andreaides vermutet, daß die Benutzung des 
Marktes, der wegen mangelnder anderer Informations- und Angebotsmöglichkei­
ten eine größere Bedeutung als die heutigen ortsgebundenen Märkte gehabt habe, 
eine besondere Besteuerung neben dem Tor- und Wegezoll rechtfertigte. Da sich 
die Städte meist strenge Marktordnungen gegeben hatten, durch die für die einzel­
nen Waren sowohl Verkaufszeit wie Standplatz vorgeschrieben waren, konnten 
diese Marktsteuern leicht verwaltet werden. Schließlich lassen sich, besonders in den 
Küstenstädten, neben dem "Hundertsten" und den Torzöllen noch Benutzungs­
gebühren belegen, unter denen die Hafen-, Fischerei-, Fähr- und gelegentlich auch 
Weidegebühren am häufigsten vorkamen, obgleich sie weniger ertragreich gewesen 
sein dürften als die Marktsteuern. 

Für die Hafenstädte waren die zwar nicht ausschließlich, aber doch hauptsächlich 
vom Import erhobenen Zölle eine weitere wichtige Einnahmequelle. Da sich eine 
Stadt wie Athen schon um 500 v. Chr. nicht mehr nur aus dem Hinterland er­
nähren konnte, gewann der Seehandel eine lebenswichtige und wachsende Bedeu­
tung, und mit ihm wuchsen die Zolleinkünfte. Die Sätze waren, gemessen an heuti­
gen Sätzen, vergleichsweise niedrig, wurden aber für die damalige Zeit als drückend 
empfunden, da sie grundsätzlich in Geld zu leisten und z.B. für eine ganze Schiffs­
ladung vorzustrecken waren. Am häufigsten genannt wird ein zwei- und ein fünf­
prozentiger Zoll, und für die athenischen Einfuhren aus dem Schwarzmeergebiet 
galt zeitweilig auch ein Satz in Höhe von 10 v. H. - der "Fünfzigste", der „Zwan­
zigste" und der „Zehnte". Der Charakter dieser Abgaben scheint eindeutig der 
eines Finanzzolles zu sein, da Schutzzölle als handelspolitisches Instrument noch 
nicht geläufig waren. Wenn etwa aus religiösen oder moralischen Gründen der 
Import gedrosselt oder verhindert werden sollte, so geschah es durch Verbot oder 
Boykott, nicht durch prohibitive Zollsätze. 

Eine andere, nicht nur für die griechischen Stadtstaaten, sondern für die gesamte 
antike Welt überaus bedeutsame Einnahmequelle waren Tribute, die von den 
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